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anders als durch körperliche oder geiftige Nichteignung oder die (ſeltenere) 
a Beni. j in allzu großer Entfernung begründete Unmöglichkeit entſchuldigt werden 
en. per gr e A ee ee kann, für Schulverſäumniſſe im $ 27, daß der Ortsſchulrath monatlich 
1. Der Redacteur einer periodiſchen Druckſchrift, welcher drei verſchiedenen Per⸗ die Verſäumnißausweiſe revidirt und nach Maßgabe derſelben gegen 
De in 1 1 en b e uber mech 5 Nachläſſigkeit der Eltern oder ihrer Stellvertreter einſchreitet, während 
ee 1 Bu as un 5 A e 2 5 8 28 u. f. die Höhe der Strafen, Competenz des Bezirksſchulrathes 

ſprachigen periodiſchen Druckschrift kann die Aufnahme einer Berichtigung zur Verhängung derſelben u. ſ. w. regelt. 
nicht blos deshalb verweigern, weil ſie nicht in derjenigen der beiden Es iſt nun klar, daß es ſich in erſter Linie um Auslegung des 
Sprachen, welche er bezeichnet, abgefaßt iſt. Begriffes Nachläſſigkeit handelt, nachdem dieſer weder in den Schul⸗ 
Fefe eee eee geſetzen noch in der Schul- und Unterrichtsordnung vom 20. Auguſt 
Erledigungen. 1870, 3. 7648, erläutert erſcheint ). Wird Nachläſſigkeit dann nicht 
Annen wenn nicht Widerſpenſtigkeit, Leichtſinn oder Eigennutz, 
ſondern dem Schulbeſuche hinderliche große örtliche Entfernung oder 
Die Schulbeſuchs-Erleichterungen nach der Schulgeſetz- drückende Notblage der Eltern oder ihrer Stellvertreter Grund der 
Verſäumniſſe find, dann hat die Anwendung des Geſetzes deſſen Härten 
novelle. in den wichtigſten Fällen beſeitigt. Dieſe Auslegung entſpricht auch dem 
Wie die Geſetzgebung keine allzu große Stabilität ihrer Werke Geiſte und Wortlaute des Geſetzes, obwohl ſie leider vielfach nicht 
beanſpruchen kann, wenn ſie ihren Zwecken entſprechen und nicht wie Eingang in die Praxis, insbeſondere höherer Schulbehörden fand, ein Um⸗ 
ein Stück grauer Vorzeit in moderne, über ihren Rahmen hinaus⸗ ſtand, welcher mit zur localen Unpopularität der Schulgeſetze beitrug. 
gewachſene Verhältniſſe hineinragen ſoll, fo muß fie auch auf ausnahms⸗ Die Geſetzgebung und Verwaltung muß ſich begnügen, zu erreichen, was 
loſe Richtigkeit in der Mehrzahl der Falle verzichten. Mag der Geſetz⸗ erreichbar iſt, im Uebrigen aber mit den Umſtänden rechnen, um ſo mehr, 


Znhalt. 


geber noch ſo ſehr Einzelfragen behandeln, obwohl dies meiſt die Klar⸗ 
heit der Geſetze gefährdet, in einzelnen Fällen werden nichtsdeſtoweniger 
Härten und Schwierigkeiten auftauchen, deren Behebung der Auslegung 
und Anwendung ſeitens der zur Durchführung berufenen Behörden 


als ja auch auf anderen Gebieten des ſtaatlichen Lebens die Erreichung 
von Idealen unmöglich iſt. Wenn Kinder ſtundenweit vom Schulorte 
im Gebirge entfernt ihr Wiſſen nicht blos geiſtig, ſondern auch körperlich 
mühſam zu erringen bemüſſigt ſind, ſo erkaufen ſie es theurer, als 


mancher Idealiſt vermeint, dem die Gebirgspſade ſelbſt im Sommer, 


überlaſſen bleiben muß. 6 i 1 dit f a 
Ein geradezu inſtructives Beiſpiel hiefür bietet die öſterreichiſche geſchweige denn im Winter, vielleicht jo fremd ſind, als jenen die 
Schulgeſetzgebung in Anfehung des Schulzwanges. Trottoirs großer Städte. Wenn ferner beide Elterntheile, oder der 
Die ſtrenge Durchführung der im Reichs⸗Volksſchulgeſetze vom einzige, dem Erwerbe des täglichen Brotes nachgehend, das ſchulpſlichtige 
14. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 62, enthaltenen Grundſätze ſtieß, Kind zur Pflege jüngerer Geſchwiſter zu Hauſe zurückbehalten müſſen, 
abgeſehen von der hier außer Betracht kommenden grundſätzlichen politi⸗ wenn die zahlloſen unehelichen Kinder, welchen ja in neueſter Zeit durch 
ſchen Gegnerſchaft, auf nahezu unüberbrückbare, in örtlichen und perſön⸗ die geplante Wiedereinführung des politiſchen Eheconſenſes noch ausgiebige 
lichen Verhältniſſen gegründete Schwierigkeiten. Vermehrung in Ausſicht geſtellt ift, von ihren Müttern vorzeitig der 
Nach § 21 d. G. beginnt die Schulpflicht mit vollendetem | Selbſterhaltung überwieſen werden, weil, wie gerade in Gebirgsländern, 
ſechſten und endet mit vollendetem vierzehnten Lebensjahre, darf der das Gegentheil die Exiſtenz beider bedrohen würde, dann kann von 
Austritt nur bei Beſitz der nothwendigen Kenntniſſe im Leſen, Schreiben Nachläſſigkeit nicht mehr die Rede ſein. Hätte der Staat oder die 
und Rechnen erfolgen, eine vorherige Entlaſſung — die Fälle des Gemeinde die Mittel, gleich England, für Kinder unter dem ſchul⸗ 
$ 23 d. G. ausgenommen — nur ſolchen Schülern am Schluſſe des pflichtigen Alter und für Schulkinder ſelbſt während der Schulzeit 
Schuljahres bewilligt werden, welche das 14. Lebensjahr im nächſten Elternſtelle zu vertreten, dann könnte er erzwingen, was in Oeſterreich 
Halbjahre vollenden und die Gegenſtände der Volksſchule vollſtändig nicht erzwungen werden kann, weil die nur an einzelnen Orten beſtehen⸗ 
innehaben. Die Anhaltung zur Erfüllung der Schulpflicht durch Zwangs⸗ den Kindergärten ſelbſt dort, wo ſie beſtehen, nur gewiſſe eng begrenzte 
mittel wurde nach § 24 d. G. der Landesgeſetzgebung überlaſſen. Was Stuſen des vorſchulpflichtigen Alters im Auge haben. So wie die 
ſpeciell die Landesgeſetzgebung für Kürnten betrifft, ein Land, in welchem mangelnde Obſorge für Kinder in körperlicher Beziehung nach dem 
nicht blos die unſeren Gebirgsländern eigenen örtlichen Schwierigkeiten Strafgeſetze je nach den wirthſchaftlichen Verhältniſſen verſchieden zu 
des Schulbeſuches, ſondern auch allgemeinere Hinderniſſe bei den ärmeren — 
Volksclaſſen beſtehen, ſo normirt das Geſetz vom 17. Jänner 1870, 
L. G. Bl. Nr. 12 für Kärnten, abgeſehen von den hier außer Betracht 
kommenden Fällen des Nichteintrittes pflichtiger Kinder, der nirgends 


) Im 8 4 der letzteren find nur beiſpielsweiſe, alſo nicht erſchbpfend, 
die Fälle der Krankheit des Kindes oder ſeiner Pflege bedürftiger Eltern und 
Angehörigen, ſchlechte Witterung, Ungangbarkeit der Wege als Entſchuldigungs⸗ 
gründe aufgezählt. - 


beurtheilen ift, ſo auch jene für deren geiſtiges Wohl. In ſolchen Fällen 


Strafen zu verhängen und dann, wie es häufig geübt wird, wieder im 


Gnadenwege nachzuſehen, iſt ſehr unrichtig, denn mit dem Verſchulden 
hört auch die Strafwürdigkeit auf. 

Bei richtiger Anwendung der Schulgeſetze wäre daher jener 
zumeiſt anderen Motiven entſtammenden Agitation gegen dieſelben der 
legale Boden entzogen geweſen, welcher ſchließlich die Schulgeſetznovelle 
vom 2. Mai 1883, R. G. Bl. Nr. 53, ihr Entſtehen verdankt. 


Man ſollte nun glauben, daß dem geſchilderten Bedürfniſſe durch 


die Schulgeſetznovelle zunächſt hätte abgeholfen werden müſſen. Das 
praktiſche Ergebniß der Novelle iſt aber ein ganz ſonderbares, geradezu 
verblüffendes. Alle vorerwähnten Härten der Schulgeſetze beſtehen wie 
zuvor, ihre Milderung hängt wie vordem von der mehr oder minder 
richtigen Auslegung der geſetzlichen Beſtimmungen ab. Die Novelle nor: 
mirt lediglich in Ergänzung des § 21 des Reichs⸗Volksſchulgeſetzes eine 
Reihe von Schulbefreiungen und noch dazu in höchſt unzutreffender Weiſe. 

Nach vollendetem ſechsjährigen Schulbeſuche ſind Kindern auf dem 
Lande und ſolchen unbemittelter Volksclaſſen in Städten und Märkten 
über Anſuchen ihrer Eltern oder deren Stellvertreter aus rückſichtswürdigen 
Gründen, ferner über Anſuchen ſämmtlicher eingeſchulten Gemeinden 
auf Grund von Gemeindeausſchußbeſchlüſſen Kindern ganzer ländlicher 
Schulgemeinden Erleichterungen des Schulbeſuches zu gewähren, welche 
in Einſchränkung des Unterrichtes auf einen Theil des Jahres, auf 
halbtägigen Unterricht oder auf einzelne Wochentage beſtehen. 

Was die erſte Einſchränkung anbelangt, ſo hat die Novelle die 
bisher nach $ 13 der Schul⸗ und Unterrichtsordnnng möglichen 
Sommerbefreiungen, und um dieſe handelt es ſich ja faſt ausſchließlich, 
erheblich erſchwert, denn während dieſe bisher für die zwei letzten Jahres⸗ 
ſtufen ohne weitere Bedingung von der Landes⸗Schulbehörde von Fall 
zu Fall bewilligt werden konnten, iſt dieſe Bewilligung jetzt an den 
Nachweis ſechsjährigen Schulbeſuches geknüpft. Nun iſt es aber That⸗ 
ſache, daß ein großer Theil der in der ſiebenten Jahresſtufe ſtehenden 
Kinder in Gebirgsgegenden keineswegs einen ſechsjährigen Schulbeſuch 
hinter ſich haben, weil ſie örtlicher Entfernung wegen körperlich ungeeignet 
waren, bereits mit vollendetem ſechsten Lebensjahre in die Schule ein⸗ 
zutreten, für ſie daher der Schulbeſuch erſt nach dem ſiebenten, oft ſogar 
erſt nach dem achten Lebensjahre begann. So kommt es, daß Kindern, 
welchen im Vorjahre Sommerbefreiung gewährt wurde, dieſe gegenwär⸗ 
tig, obwohl ſie um ein Jahr gealtert ſind, auf Grund der Novelle 
verweigert werden muß, welcher Uebelſtand ſich gerade im Gebirge, 
alſo dort geltend macht, wo er am meiſten fühlbar wird. 

Die Einſchränkung des Unterrichtes auf halbe Tage oder einzelne 
Tage der Woche, deren Möglichkeit theilweiſe ebenfalls im $ 13 Schul⸗ 
und Unterrichtsordnung gegeben war, iſt geradezu undurchführbar, denn 
zu ihrer Durchführung bedürfte es ſowohl an ein- als mehrclaſſigen 


Volksſchulen einer ausgiebigeren Vermehrung der Lehrſtellen, als die 


Landesfinanzen ertragen könnten. Gegenwärtig könnte dieſe Art von 
Schulbeſuch draſtiſch mit der Lectüre von als Maculatur verwendeten 
Romanbruchſtücken verglichen werden und iſt ſchlimmer als gänzliches 
Fernbleiben von der Schule. Solange nicht beſondere Abtheilungen für 
ſolche auf Halbſold geſetzte Kinder geſchaffen werden, ſtehen dieſe 
Erleichterungen in grellem Widerſpruche mit der Bemerkung der Novelle, 
daß der Unterricht in ſolchen Fällen ſo einzurichten ſei, daß das vor⸗ 
geſchriebene Lehrziel erreicht werde. Dieſe Einrichtung iſt eine finanzielle 
und daher ſind die erwähnten Erleichterungen eine praktiſche Utopie. 

Ganz unzweckmäßig iſt endlich die Einſchränkung des Schulbeſuches 
für ganze Gemeinden, weil ſie einerſeits keineswegs vollkommen gleiche 
Verhältniſſe allgemein behandelt und dadurch im Kleinen an demſelben 
Mangel leidet, als der Grundſatz der achtjährigen Schulpflicht im 
Großen, und weil ſie andererſeits nicht von Gründen der Zweckmäßigkeit, 
innerer Berechtigung, ſondern von der Willkür, oft ſehr mangelhaften 
Einſicht einzelner Schulgemeinden, deren Schulfreundlichkeit und Opfer⸗ 
willigkeit abhängig gemacht wird, denn deren Anſuchen iſt in Wahrheit 
kein Anſuchen, ſondern nach dem Wortlaute der Novelle eine unablehnbare 
Forderung. 

So bedeutet die Novelle einen Riß in den Grundſatz der acht⸗ 
jährigen Schulpflicht, ohne die Hoffnungen Jener zu verwirklichen, 
welche von ihr nicht Umſturz des Beſtehenden, ſondern Abhilfe gegen 
thatſächliche Mängel erwarteten, eine Abhilfe, welche durch authentiſche 
Interpretation des beſtandenen Schulgeſetzes im Sinne des Eingangs 
Erwähnten hätte gewährt werden können. Dr. Hoegel. 
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Wir haben vorſtehenden Ausführungen gerne Raum gegeben, 
weil ſie, aus dem Leben gegriffen, die Schwierigkeit einer generaliſirenden 
Behandlung der Schulpflicht klar beleuchten und inſoferne mit der 
Auffaſſung übereinſtimmen, die wir vor Jahren, als die Frage in 
öffentlicher Discuſſion ſtand, durch die Aufnahme von Rümelin's claſ⸗ 
ſiſcher Abhandlung über das Object des Schulzwanges zum Ausdrucke 
brachten. (Jahrg. 1882, Nr. 31 und 32 d. Zeitſchr.) 

Nicht völlig richtig erſcheint uns aber das Urtheil des Verfaſſers 
über die durch die Schulnovelle gewährten Schulbefreiungen. 

Wenn die Novelle, um den Autor in ſeinem Gedankengange zu 
folgen, eine Reihe bisher geübter Sommerbefreiungen unmöglich macht, 
weil fie ſolche künſtighin an die Bedingung eines vollſtreckten ſechs⸗ 
jährigen Schulbeſuches knüpft, jo beweiſt das nur, daß fie Schul⸗ 
befreiungen nicht um jeden Preis, ſondern, didactiſchen Rückſichten 
a nur dann gewähren will, wenn das Lehrziel trotzdem 


erreichbar iſt. 

Desgleichen iſt die zeitliche Einſchränkung des Unterrichtes auf 
einzelne Tage der Woche keineswegs undurchführbar, die Schaffung 
beſonderer Schülergruppen mit verkürztem Unterrichte iſt ſo gut mög⸗ 
Hi oder noch leichter als jene aufſteigender Claſſen. Die Unerſchwing⸗ 
lichkeit für die Landesfinanzen bedürfte erſt des Beweiſes. 

| Was ſchließlich die Schulbefreiungen für ganze Gemeinden an⸗ 
belangt, ſo wird der Autor wohl ſagen können, daß hier die Befreiungen 
auch jenen zu Theil werden, welche derſelben nicht bedürfen, aber die 
Behauptung läßt ſich nicht aufrechthalten, daß die bisher empfundenen 
Härten der Schulgeſetze hier nicht gemildert ſeien. Wo Niemand zum 
Schulbeſuche gezwungen wird, kann auch Niemand hart behandelt werden. 

Nach unſerer Anſicht liegt der Fehler der Schulnovelle in dieſer 
Frage darin, daß ſie noch nicht genug individualiſirt, beziehungsweiſe 
der Schulverwaltung nicht die ausreichende Möglichkeit gibt, die Dauer 
der Schulpflicht von Fall zu Fall nach Maßgabe der Erreichung des 
Lehrziels abzuſtufen. Das allgemein zu verlangende Minimum des 
Schulbeſuches könnte unſeres Erachtens unbedenklich auf ſechs Jahre 
herabgeſetzt werden, wenn der Zwang zum Schulbeſuche erſt mit dem 
zurückgelegten ſiebenten Lebensjahre beginnen würde und in jedem Falle 
des in ſechsjähriger Friſt nicht erreichten Lehrzieles eine Verlängerung 
der Schulpflicht um ein, beziehungsweiſe zwei Jahre möglich bliebe. 
Der Schulbeſuch würde dann ſactiſch ſeitens entwickelterer Kinder und 
in leicht zugänglichen Schulen mit dem zurückgelegten ſechſten, ſeitens 
ſchwächerer Kinder und in verkehrsarmen Gegenden mit dem zurück⸗ 

gelegten ſiebenten Lebensjahre beginnen und die Möglichkeit, im Falle 

der Erreichung des Lehrziels von der Schulpflicht nach ſechs Jahren, 
alſo nach zurückgelegtem 12. oder 13. Lebensjahre, frei zu ſein, würde 
gerade in jenen Kreiſen den Schulbeſuch beleben, welche demſelben unter 
dem Drucke der Noth bisher den meiſten Widerſtand entgegengeſetzt haben. 
Die maſſenhaften Schulverſäumniſſe während der Normalzeit würden 
reducirt werden und die Nothwendigkeit eines ſiebenten oder achten 
Schuljahres würde in Folge davon in der Mehrzahl der Fälle von 
ſelbſt entfallen. 

Die Härte der Schulpflicht wäre in dieſer Weiſe von vorneherein 
weſentlich gemildert, ohne die Erreichung des Lehrzieles zu gefährden. 
Wo aber auch innerhalb dieſer enger gezogenen Grenzen die Er⸗ 
füllung der Schulpflicht im Kampfe mit den Verhältniſſen erzwungen 
werden müßte, iſt es ſelbſtverſtändlich, daß, wie unſer Autor verlangt, 
die Verwaltung nur dort ſtrafen könnte, wo wirklich ein Verſchulden 
nachgewieſen wäre. Die Redaction. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


1. Der RNedacteur einer periodiſchen Druckſchrift, welcher drei 
verſchiedenen Perſonen, gleichviel in welcher Abſicht, Exemplare 
einer mit Beſchlag belegten Nummer, wenn auch in verfchloffenen 
Couverts, zuſendet, macht ſich des Vergehens nach § Lu des Preß⸗ 
geſetzes ſchuldig. 2. Der Redacteur einer zweiſprachigen periodiſchen 
Druckfchrift kann die Aufnahme einer Berichtigung nicht blos 
deshalb verweigern, weil ſie nicht in derjenigen der beiden Sprachen, 
welche er bezeichnet, abgefaßt iſt. 


Auf Veranlaſſung der Staatsanwaltſchaft in Zara war Nr. 36 
der Zeitſchrift „Narodni Lift“ wegen einer Correſpondenz aus Livno 
vom 10. Mai 1881 mit Beſchlag belegt worden. Einige Tage darauf 

wurden bei dem dortigen Poſtamte zehn an verſchiedene Perſonen, Ge⸗ 


meinden und Vereine ſowohl in als außer Dalmatien gerichtete 
Packete abgegeben. Und da in einem derſelben, welches zerriſſen war, 
ein Exemplar der Nr. 36 erblickt wurde, hat der Landes⸗Poſtdirector, 
dem erhaltenen Auftrage gemäß, die zehn Packete dem Bezirkshauptmanne 
und dieſer hat dieſelben an die Staatsanwaltſchaft geſendet. Um den 
Inhalt zu conſtatiren, wurden die Packete erbrochen und in jedem der⸗ 
ſelben wurde ein Exemplar der Nr. 36 vorgefunden. Indeſſen war in 
der Nr. 39 der „Narodni Liſt“ ein Brief des Redacteurs Juraj Biankini 
an den Poſtdirector erſchienen, in welchem es heißt, daß es der Redaction 
gelang, etliche Exemplare der Beſchlagnahme zu entziehen und durch 
das Poſtamt in Zara an einige Freunde und Patrioten und an einige 
Redacteure der Wahlſchweſter Croatien zu richten, um ihre Meinung 
über die unerwarteten Beſchlagnahmen und über das weitere Benehmen 
zu hören, und daß Jemand die zehn ihm bekannten Packete auf dem 
Tiſche des Bezirkshauptmannes Forti liegen geſehen habe; es werde 
daher die Poſtdirection um die Urſache dieſes Vorfalles befragt. Juraj 
Biankini gab bei Gericht an, daß er nur drei Exemplare der Nr. 36, 
und zwar je eines an Advocaten, um ſie zu Rathe zu ziehen, geſendet 
habe, das Uebrige ſtellt er in Abrede. — — In der Nr. 73 vom 
24. September 1881 und in der Nr. 81 vom 22 October 1881 
der genannten in italieniſcher und flaviſcher Sprache erſcheinenden Zeit⸗ 
ſchriſt wurden zwei Correſpondenzen abgedruckt. Die Landes⸗Poſtdirection 
hat dem Redacteur mit Zuſchriften vom 17. und 21. October 1881, 
3. 5934 und 6162, die bezüglichen Berichtigungen behufs deren Auf⸗ 
nahme mitgetheilt. Aus dem Grunde aber, daß die Berichtigungen in 
italieniſcher Sprache verfaßt waren, hat der Redacteur verweigert, die⸗ 
ſelben zum Abdrucke bringen zu laſſen. Biankini wurde wegen Vergehens 
und zweier Uebertretungen im Sinne der §s 24 und 21 des Preß⸗ 
geſetzes in Anklageſtand verſetzt. Der Gerichtshof hat ihn jedoch mit 
Urtheil vom 27. November 1882 von der Anklage ſreigeſprochen. 
Dieſe Freiſprechung wurde folgendermaßen begründet: a) Bezüg⸗ 
lich der Anklage wegen des Vergehens nach 8 24 P. G.: Die „Ver⸗ 
breitung“ beſteht nach dem Preßgeſetze, wie aus dem 8 6 desſelben 
hervorgeht, im Vertrieb, Verſchleiß oder in der Vertheilung von Druck⸗ 
ſchriſten, ſowie im Anſchlagen, Aufhängen oder Auflegen derſelben an 
öffentlichen Orten u. ſ. w., das heißt, ſie beſteht darin, daß man die 
Druckſchriſten der Oeffentlichkeit oder aber einer der Zahl nach nicht 
begrenzten Menge zugänglich macht. In der dem Angeklagten zur Laſt 
gelegten Handlung hat nun der Erkenntnißgerichtshof gemäß dieſer 
Geſetzesauslegung nicht die objectiven Merkmale des Vergehens gefunden, 
deſſen jener gemäß $ 24 P. G. angeklagt iſt Und in der That, wenn 
man auch durch die in dem offenen Briefe enthaltenen Aeußerungen als 
bewieſen anſehen wollte, daß der Angeklagte wirklich jene zehn mit 
Beſchlag belegten Packete und außerdem noch drei Nummern an drei 
beſtimmte Perſonen abgeſandt hat, ſo wäre doch nichtsdeſtoweniger dieſe 
Handlung in der bezeichneten Abſicht' nicht als eine Verbreitung im 
Sinne des Preßgeſetzes anzuſehen, weil einerſeits ein verſchloſſener Brief 
nicht als ein geeignetes Mittel, eine Sache in die Oeffentlichkeit zu 
bringen, betrachtet werden kann, und weil andererſeits die Abſendung 
rückſichtlich der Perſonen eine numeriſch beſchränkte geweſen wäre, der⸗ 
geſtalt, daß in jedem Falle die Verbreitung in der Oeffentlichkeit im 
Sinne der obenerwähnten Geſetzesſtelle ausgeſchloſſen wäre. Von dieſem 
Geſichtspunkte aus hat der Erkenntnißgerichtshof die Ueberzeugung ge⸗ 
wonnen, daß die angeſchuldigte Handlung nicht die Grenzen einer vertrau⸗ 
lichen, zum Zwecke der Rathserholung gemachten Mittheilung überſchritten 
hat, welch' letztere nicht unter die Sanction des § 24 P. G. fällt. Zur 
Prüfung des ſubjectiven Thatbeſtandes übergehend, hat der Gerichtshof in 
den Ergebniſſen der Verhandlung keine genügende Grundlage für die volle 
Ueberzeugung von der Schuld des Angeklagteu geſunden. In dem an 
den Poſtdirector gerichteten Schreiben findet ſich zwar das Geſtändniß 
der Abſendung einiger Exemplare der mit Beſchlag belegten Nummer 
der „Narodni Lift“ an Freunde in der Provinz und auswärts ver⸗ 
mittelſt der Poſt in Zara; aber aus den bezüglichen Aeußerungen kann 
nicht geſchloſſen werden, daß jene zehn auf der Poſt mit Beſchlag be⸗ 
legten Packete von dem Angeklagten abgeſendet wurden, weil er dies 
einerſeits in Abrede ſtellt und andererſeits die ausgeſprochene Ueber⸗ 
zeugung, daß die von ihm abgeſendeten Exemplare ſich am 15. Mai 
1881 auf dem Tiſche des Bezirkshauptmannes von Zara vorgefunden 
haben, ſich nicht auf ſeine eigenen Wahrnehmungen, ſondern vielmehr 
auf die möglicherweiſe irrige Mittheilung anderer Perſonen ſtützt, wenn 
auch der Redacteur dieſe Mittheilung für unzweifelhaft wahr angenommen 
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hat. Das Zugeſtändniß ſodann, drei Exemplare der mit Beſchlag belegten 
Nr. 36 an drei beſtimmte Perſonen abgeſendet zu haben, könnte zwar 
zu einigem Verdachte auch rückſichtlich der mit Beſchlag belegten zehn 
Packete Anlaß geben, allein die volle Ueberzeugung iſt nicht gegründet, 
daß auch dieſe Packete gerade von dem angeklagten Redacteur abgeſendet 
worden ſind. Aus dieſen Gründen hat der Gerichtshof den Angeklagten 
von der Anklage bezüglich des Thatbeſtandes des Vergehens nach 8 24 
P. G. im Sinne des § 259, Z. 3 St. P. O freigeſprochen.“ 

b) Die Freiſprechung von der Anklage nach $ 19 P. G. wurde 
folgendermaßen begründet: „Der Gerichtshof konnte die Einwendung des 
Angeklagten, er habe die Berichtigungen nicht gänzlich verweigert, ſondern 
mit der Bitte zurückgeſtellt, ihm hiervon eine Ueberſetzung in croatiſcher 
Sprache zukommen zu laſſen, nicht berückſichtigen, weil nach dem Geſetze 
zwiſchen einer unbedingten und einer bedingten Verweigerung kein Unter⸗ 
ſchied beſteht Wenn nun auch § 19 P. G. nicht ausdrücklich vorſchreibt, 
daß die Berichtigung in derſelben Sprache abgefaßt ſein muß, in welcher 
der zu berichtigende Artikel verfaßt war, ſo muß doch anerkannt werden, 
daß das Geſetz durch die Vorſchrift, die Berichtigung müſſe ſowohl 
bezüglich des Ortes der Einreihung, als auch bezüglich der Schrift ganz 
in derſelben Weiſe aufgenommen werden, in welcher der zu berichtigende 
Artikel zum Abdrucke gebracht war, auch die Identität der Sprache 
feſtgeſetzt hat, weil ſonft in vielen Fällen die Beobachtung des Geſetzes 
unmöglich wäre. Das Berichtigungsrecht iſt nämlich offenbar eine dem 
Redacteur zu Gunſten des Berichtigenden auferlegte Laſt, weshalb die⸗ 
ſelbe nicht ausgedehnt werden kann, mas der Fall wäre, wenn man 
dem Berichtigenden geſtatten wollte, ſich der ihm genehmen Sprache zu 
bedienen. Daher hat der Gerichtshof aus dem Stillſchweigen des Geſetzes 
geſchloſſen, daß dasſelbe zu Gunſten des Angeklagten ausgelegt werden 
muß. Wenn auch § 19 P. G nach dem Antrage des Staatsanwaltes 
ausgelegt werden würde, ſo könnte doch die Verweigerung des wörtlichen 
Abdruckes der Berichtigungen mit Rückſicht auf die beſonderen Verhält⸗ 
niſſe zwiſchen den in Dalmatien üblichen Sprachen nach der Ueberzeugung 
des Gerichtshofes als ftrafbar nicht angeſehen werden; denn einerſeits 
hat das Stillſchweigen des Preßgeſetzes (§ 19), andererſeits die in der 
Miniſterialverordnung vom 20. April 1872 über den Gebrauch der 
landesüblichen Sprachen im äußeren Verkehre der politiſchen Behörden, 
Gerichte und Staatsanwaltſchaften in Dalmatien dem Redacteur der 
„Narodni Liſt“ genügenden Anlaß geboten, ſich zu dem Benehmen für 
berechtigt zu halten, welches er gegenüber der dalmatiniſchen Poſtdirection, 
rückſichtlich der ihm zur Veröffentlichung mitgetheilten Berichtigung ein⸗ 
gehalten hat, daß er ſomit die Forderung nach einer croatiſchen Ueber⸗ 
ſetzung im guten Glauben geſtellt hat.“ 

Der gegen dieſes Urtheil gerichteten Nichtigkeitsbeſchwerde der 
Staatsanwaltſchaft hat der Caſſationshof mit Entſcheidung vom 27. April 
1883, Z. 2048, ſtattgegeben, das angefochtene Urtheil aufgehoben und 
Don Giorgio Bianchini, Redacteur des Blattes „Narodni Liſt“, des 
nach § 24 des Geſetzes vom 17. December 1862, R. G. Bl. Nr. 6 
für 1863, ſtrafbaren Vergehens, begangen dadurch, daß er im Mai 
1881 drei Exemplare der mit Beſchlag belegten Nr. 36 des Blattes 
„Narodni Liſt“ mit der Adreſſe an die Advocaten Dr. Bulat, Cingria 
und Dr. Mrazovic auf der Poſt aufgegeben und ſomit wiſſentlich eine 
mit Beſchlag belegte Druckſchriſt weiterverbreitet habe, und der wiederholten 
Verübung der Uebertretung gegen die Beſtimmungen des § 21 des 
Geſetzes vom 17. December 1862, R. G. Bl. Nr. 6 für 1863, be⸗ 
gangen dadurch, daß er ſich ohne Grund weigerte, die in Gemäßheit 
der Beſtimmungen der $$ 19 und 20 des obbezogenen Geſetzes zur Aufnahme 
mitgetheilten Berichtigungen der Landes⸗Poſtdirection in Zara vom 17. und 
21. October 1881, Z. 5934 und 6162, in der geſetzlich vorgeſchriebenen 
Art und Zeit in ſeinem Blatte „Narodni Liſt“ abdrucken zu laſſen, ſchuldig 
erkannt und deshalb auf Grund der SS 21 und 24 des obbezogenen 
Geſetzes unter Zugrundelegung des § 267 St. G. zu einer Geldftrafe 
von 60 fl, im Uneinbringlichkeitsfalle zu 12 Tagen Arreſt, zum Erſatze 
der Koſten des Strafverfahrens und eventuell des Strafvollzuges, und 
zu der unentgeltlichen und beziehentlich koſtenfreien Aufnahme in das 
Blatt „Narodni Lift“ der von der Landes-Poſtdirection in Zara mit⸗ 
getheilten zwei Berichtigungen vom 17. und 21. October 1881, 
3. 5934 und 6162, und des vorliegenden Urtheiles in Gemäßheit der 
88 20 und 21 des obbezogenen Geſetzes verurtheilt — Gründe: 

Wenn auch die Eutſcheidungsgründe, welche dem angefochtenen 
Urtheile in jenem Theile zu Grunde liegen, welcher das Vergehen 
der Weiterverbreitung der von der Beſchlagnahme getroffenen Druckſchrift 
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berührt, nicht vollftändig dem Erforderniſſe des Geſetzes nach § 270, der directen Steuern und zur Verzehrungsſteuer, dann von Abgaben bei der 
3. 7 St. P. O. entſprechen, fo bieten dieſelben nichtsdeſtoweniger hin⸗JEinfuhr von Bier und gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten in der Gemeinde Spalato. 
reichende Momente dar, um feſtzuſtellen, von welchem Geſichtspunkte 29. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 19. Juni 
und von welchen Merkmalen der Erkenntnißgerichtshof bei der Prüfung 1883, Z. 8792, betreffend die Einhebung von Zuſchlägen zur Geſammtſchuldigkeit 
der wider B. erhobenen Anklage wegen des oberwähnten Vergehens der directen Steuern in den Gemeinden Fort⸗Opus und Sale für das Jahr 1883. 
ausgegangen ift. In dieſer Hinſicht ſteht feſt, daß der Erkenntniß⸗ 30. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 21. Juni 
gerichtshof als conſtatirt angenommen hat, es habe B. im Mai 18811883, 3. 8771, betreffend die Einhebung eines Steuerzuſchlages zur Beſtreitung 
drei Exemplare der Nr. 36 der von ihm redigirten Zeitung „Narodni | der Verwaltungsauslagen der Handels- und Gewerbekammer in Zara. 

Liſt“ in drei verſchiedenen Couverts und au drei verſchiedene Perſonen 31. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 27. Juni 
bei der Poſt aufgegeben und die oben erwähnte Nummer 36 fei vor 1883, 3. 1576 pr., betreffend die Entwaffnung der Dörfer Ramljane und Crivac 
der Aufgabe zur Poſt von der Beſchlagnahme getroffen worden. Schon in dem politiſchen Bezirke Spalato. 

in dieſen von dem Gerichtshofe angenommenen Thatumſtänden finden X. Stück. Ausgeg. am 4. Auguſt. 

ſich die äußeren Merkmale der im § 24 des Preßgeſetzes vom 17. De. 32. Kundmachung der k. k. Finanz⸗Landesdirection vom 24. Juli 1883, 
cember 1862, R. G. Bl. Nr. 6 für 1863, vorgeſehenen ſtrafbaren 3. 9616, betreffend die Errichtung einer Hafen⸗ und Seeſanitäts⸗Expoſitur mit 
Handlung, weil in jener Gefetzesſtelle die Handlung Desjenigen, der Zolldienſt in Roſario auf der Halbinſel Orebic. 

wiſſentlich eine von der Beſchlagnahme betroffene Druckſchrift weiter⸗ 33. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei von 26. Juli 1883, 
verbreitet, als Vergehen bezeichnet wird. Schon das in Beſchwerde | 8. 11.447, betreffend die Einhebung von Zuſchlägen zur Geſammtſchuldigkeit der 
gezogene Urtheil hat in thatſächlicher Beziehung das Zuſammentreffen directen Steuern für das Jahr 1883 in den Ortsgemeinden Caſtel Sucurae und 
aller äußeren Merkmale der in Rede ſtehenden ſtrafbaren Handlung | Budua. 

feſtgeſtellt und wenn es im vorliegenden Falle das Merkmal der Ver⸗ 
breitung nicht vorfand und die Aufgabe der drei Exemplare zur Poſt 
als eine im Sinne des § 24 P. G. ſtrafbare Verbreitung nicht 
bezeichnete, ſo iſt darin eine irrthümliche Anwendung des Geſetzes 
bezüglich der zu löſenden Rechtsfrage gelegen. Der 8 6 P. G. ſetzt den 
Begriff der „Verbreitung“ durch ein allgemeines, für dieſes ganze 
Geſetz giltiges Princip ſeſt, derart, daß $ 24 in Hinſicht des mit dem 
daſelbſt vorkommenden Ausdrucke „Verbreitung“ zu verbindenden Be⸗ 
griffes in engem Zuſammenhange zu 8 6 ſteht, welch Letzterer in Eh 1883, Z. 13.305, betreffend die Einhebung von Zuſchlägen zu den directen Steuern 
Begriff der „Verbreitung“ auch die Vertheilung der Druckſchriften auf⸗ in der Gemeinde Benkovac und in der Gemeindefraction Povje der Ortsgemeinde 
nimmt, ohne ein näheres Merkmal für die Begrenzung des Begriffes Pukisce für das Jahr 1883. 

„Vertheilung“ anzugeben. Es iſt ſomit gleichgiltig, wenn der Negele 37. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 28. Auguſt 
behauptet, mit der Aufgabe der drei Exemplare zur Poſt einen beſonderen 1883, Z. 13.409, betreffend die Einhebung eines Steuerzuſchages zur Beſtreitung 
Zweck verfolgt zu haben, da ja ſchon in der Aufgabe zur Abſendung der Verwaltungsauslagen der Handels- und Gewerbekammer in Zara. 

an drei verſchiedene Adreſſaten ſich ohne Rückſicht auf die damit ver⸗ (Fortſetzung folgt.) 

bundene Abſicht, jene thatſächlichen Merkmale verwirklicht finden, welde| en 

das Geſetz vorſieht ke weit = ſie für Neher erachtet, die Ausführung Seine Majeſtät haben den Landtagsabgeordneten Karl Grafen Bel rupt 
der Vertheilung zu bewerkſtelligen und die Folgen der Beſchlagnahme zum Landeshauptmanne im Lande Vorarlberg und den Landtagsabgeordneten 


dadurch zu vereiteln, daß der Inhalt der von der Beſchlagnahme Adolph Rhomberg zu deſſen Stellvertreter ernannt. 
getroffeuen Druckſchrift zur Kenutniß mehrerer Perſonen gelang. Die Seine Majeſtät haben den Sectionsrath Lucas Ritter von Führich zum 
auf Grund der Z. 5 und 9 des 8 281 St. P. O. vorgebrachten Miniſterialrathe im Miniſterium für Eultus und Unterricht ernannt und dem 
e e 5 k : 5 9 Sectionsrathe in dieſem Miniſterium Dr. Benno Ritter von David taxfrei den 
Nichtigkeitsgründe beſtehen daher nicht. Und da in dem angefochtenen Titel und Eharakter eines Miniſterialrathes verliehen. 
Urtheile und in deſſen Gründen ſich hinreichende Thatumſtände feſtgeſtellt Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe und Finanz⸗Bezirksdirector in 
fanden, um gemäß § 288, Z. 3 St. P. O. mit einer meritoriſchen Fear a ae von lien Penſionirung den Titel und 
j ; arakter eine erfinanzrathes taxfrei verliehen 
ee 1 wa io 201 8 e Se Pi Seine Majeftät haben dem Bergrathe Vincenz Edlen von Poſch in Auſſee 
ichtigkeitsbeſchwerde nach 8 , 3. 9, lit. a St. P. O. die uld den Titel und Charakter eines Oberbergrathes taxfrei verliehen. 
des Angeklagten rückſichtlich der ihm zur Laſt gelegten ſtrafbaren Hand⸗ Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten im Miniſterium für 
lung aus dem Grunde auszuſprechen, weil in den Thatſachen ſelbſt ſich 
die Merkmale des im 8 24 P. G. vorgeſehenen Vergehens vorfanden. Der Finanzminiſter hat den Adjuncten der niederöſterreichiſchen Finanz⸗ 
procuratur Dr. Auguſt Ritter Grimus von Grimburg zum Secretär der 
Geſetzes vom 17. December 1862, hat der Erkenntnißgerichtshof als Zirl und Charakter eines Qbereechnungsratjes Befleideien deehnugstath Alben 
g 2 ; 1 itel un rakter ei 0 ideten Rechnungsra er 
bewieſen angenommen, daß der Angeklagte ſich geweigert hat, die ihm Gottlieb zum wirklichen Oberrechnungsrathe extra statum im Perſonalſtande 
vom 17. und 21. October 1881 in das von ihm redigirte Journal und den Steuereinnehmer Wenzel Huſſak zu Hauptſteuereinnehmern der Prager 
im Sinne des § 21 P. G. aufzunehmen. Die Weigerung des Ange- Finanz -Landesdirection ernannt. 
vom 17. und 21. October 1881 in italieniſcher Sprache, ſomit in einer 
jener beiden Sprachen, deren ſich die Zeitſchrift „Narodni Liſt“ bei Finanzrathsſtelle mit der ſiebenten Rangsclaſſe beim k. k. Central⸗Tax⸗ 
und Gebührenbemefſungs⸗Amte in Wien, bis 20. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 181.) 
Domänendirection, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 182.) 
Steueroberinſpectorsſtelle in der achten, eventuell eine Steuerinſpectorsſtelle 


XI. Stück. Ausgeg. am 10. September. 

34. Kundmachung der k. k. Finanz⸗Landesdirection vom 6. Auguſt 1883, 
3. 9850, im Nachhange zu der Kundmachung vom 24. Juli l. J., Z. 9616, 
über die Errichtung einer Haſenexpoſitur mit Zolldienſt in Roſario. 

35. Kundmachung der k. k. Finanz⸗Landesdirection vom 21. Juli 1883, 
3. 9055, betreffend die Tarifſätze für Copien der Kataſtralmappen oder Abſchriften 
von ſonſtigen Vermeſſungsoperaten. 

36. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 24. Auguſt 


Landesvertheidigung Anton Beck taxfrei den Titel und Eharakter eines Rechnungs⸗ 
Bezüglich der dem Angeklagten zur Laſt gelegten zweiten ſtraf⸗ 
gedachten Finanzprocuratur ernannt. 
von der Landes⸗Poſtdirection in Zara behufs Einrückung in Gemäßheit der Rechnungsdepartements des Finanzminiſteriums ernannt. 
! 2 EAST: 5 t t die Steu Eduard { 
klagten wäre nur in dem Falle keine ftrafbare, wenn fie keine ungegründete een ee en e ee e ee eee 
Erledigungen. 
ihren Publikationen bedient, verfaßt waren, ſo erſcheint die Weigerung Rechnungsaffiftentenftelle in der elften Nangselaffe, eventuell Rechnungs- 


rathes verliehen. 
baren Handlung, nämlich der wiederholten Uebertretung des § 21 des 
Der Finanzminiſter hat auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung den mit 
der Beſtimmungen der 8$ 19 und 20 P. G. mitgetheilten Berichtigungen Der Finanzminiſter hat den Hauptſteueramts⸗Controlor Adolph Kolarsky 
5 5 5 9 Fuchs zu Hauptſteuereinnehmern der Lemberger Finanz⸗Landesdirection ernannt. 
geweſen wäre. Wenn man aber in Betracht zieht, daß die Berichtigungen —— ß⁊ä px ⁰•ů0kj— ⁰ꝗ —à—e9U k!L—m U 
des verantwortlichen Redacteurs zweifellos unbegründet... prafticantenftelle mit 300 fl. jährl. Adjutum bei der galtziſchen k. k. Forſt⸗ und 


Geſetze und Verordnungen. in der neunten Rangsclaſſe bei den Steueradminiſtrationen in Wien, eventuell 
1883. II. S bei den nied.⸗öſterr. Bezirkshauptmannſchaften, bis 7. September. (Amtsbl. Nr. 183.) 
II. Semeſter. Finanzrathsſtelle in der ſiebenten Rangsclaſſe bei den Steueradminiſtrationen 
Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für Dalmatien. in Wien, bis 7. September. (Amtsbl. Nr. 184.) 


: j Kanzliſtenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Wien mit 
nn I N der elſten Rangsclaſſe, bis Mitte September. (Amtsbl. Nr. 185.) 

28. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 8. Juni Forſtaſſiſtentenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Gmunden 
1883, Z. 8144, betreffend die Einhebung von Zuſchlägen zur Geſammtſchuldigkeit mit der elften Rangsclaſſe, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 185.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


